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Vorläufige Wahlordnung

für die Wahl zum Konvent

Das Rektorat der Universität - Gesamthochschule -
Paderborn hat aufgrund von § 131 Abs. 1 i.V.m. §
23 Abs. 2 WlssHG die nachfolgende Wahlordnung be¬
schlossen.

LI
Zusammensetzung des Konvents. Wahlkreise

(1) Der Konvent hat 60 Sitze. Davon entfallen auf die
Gruppe der

1. Professoren 2k,
2. wissenschaftlichen Mitarbeiter 12,
3. Studenten 12,
k. nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter

12 Sitze.

(2) In Jeder Gruppe, die nicht einen einheitlichen Wahl¬
kreis bildet, wird Jedem Wahlkreis zunächst einer
der zu vergebenden Sitze zugeteilt. Die verbleiben¬
den Sitze werden nach dem d'Hondt'sehen Höchstzahl¬
verfahren auf die einzelnen Wahlkreise entsprechend
der Anzahl der in ihnen am Tage der Wahlbekannt¬
machung Wahlberechtigten verteilt. Das Verteilungs¬
verfahren wird vom Wahlvorstand durchgeführt.
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(3) Je ein Wahlkreis wird gebildet in der Gruppe der

1. Professoren für jeden Fachbereich,
2. wissenschaftlichen Mitarbeiter für

a) den sozial- u. geisteswissen¬
schaftlichen Bereich

b) den naturwissenschaftlichen
Rereich,

c) den inqenieurwiss. Bereich
3. Studenten für die Studentenschaft,

nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter
für Mitarbeiter in

a) den Fachbereichen
b) den zentralen Einrichtungen

c) der Hochschulverwaltung. y

§ 2 Wahlgrundsätze

(1) Die Wahl der Mitglieder erfolgt n.-!ch Grnen ge¬
trennt (Gruppenwahl) von den Hochschul-.it.^liedern
der Jeweiligen Gruppe nach den Grundsätzen der
personalisierten Verhältniswahl (personenbezogene
Listenwahl) in unmittelbarer, freier, gleicher
und geheimer Abstimmung.

(2) Für die Wahlen bilden je eine Gruppe
1. die Professoren

2. die wissenschaftlichen Mitarbeiter
3. die Studenten

die nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter.
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(3) Die Wahl erfolgt nach Wahlvorschlägen. Jeder Wäh¬
ler hat eine Stimme, die er für einen Bewerber
eines Wahlvorschlages abgibt. Die Sitze werden
auf die Wahlvorschläge im Verhältnis der für sie
abgegebenen Stimmen im d'Hondt'sehen Höchstzahl¬
verfahren verteilt. Die danach auf die einzelnen
Wahlvorschläge entfallenden Sitze werden den in
den Wahlvorschlägen aufgeführten Bewerbern in der
Reihenfolge der von ihnen erreichten Stimmenzahlen
zugeteilt.

(4) Erreicht in einem Wahlkreis die Zahl der gültigen
abgegebenen Stimmen nicht 25 vom Hundert der Zahl
der Wahlberechtigten (Quorum), so wird in diesem
Wahlkreis ein Nachwahlverfahren durchgeführt.

§ 3 Wahlberechtigung, Wählbarkeit

(1) Wahlberechtigt sind die in § 11 Abs. 1 und Abs. 2
WissHG genannten Mitglieder der Universität-Gesamt¬
hochschule-Paderborn. Das Wahlrecht kann ausüben,
wer im Wählerverzeichnis am Wahltag eingetragen
ist (§ 7).

(2) Wählbar ist, wer wahlberechtigt ist.

(3) Jeder Wahlberechtigte konn nur in der Gruppe und
in dem Wahlkreis wählen und gewählt werden, den er
angehört. Maßgebend für die Zugehörigkeit zu einer
Gruppe und zu einem Wahlkreis ist der Termin der
Wahlbekanntmachung (§ 6 Abs. 1).
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(4) Die Zugehörigkeit zu den Mitgliedergruppen be¬
stimmt sich nach § 13 Abs. 1 WissHG i. V. mit
§§ 11 Abs. 1 und 2, 126 Abs. 2 und § 133 Abs. 4
WissHG.

§ U Wahlternin, Wahlert

(1) Gewählt wird an 4 aufeinander folgenden Arbeitstagen,

die nicht in der vorlesungsfreien Zeit liefen.

(2) Der Wahltermin wird vom Rektorat bestirr.tr.t.

(3) Die Wahllokale und die Öffnungszeiten der Vianlloknle

werden vom Wahlvorstand bestimmt.

§ 5 Wahlvorstand

(1) Der Wahlvorstand setzt sich aus Je zwei Mitgliedern
drr .in der Wahl beteiligten Grupptn zusammen. Die Mit¬
glieder des WahlVorstandes werden vom Rektorat be¬
stellt. Aus Jeder Gruppe sind zwei Ersatzmitglieder zu
bestellen.

(2) Der Wahlvorstand wählt aus seiner Mitte einen Vor¬
sitzenden.
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(3) Der Wahlvorstand gibt die Kamen seiner Kitglieder un¬
verzüglich, nach der Berufung zusarmen mit seiner An¬
schrift in geeigneter Welse der Hochschulöf f entllchkei'
bekannt.

(4) Der Wnhlvorstand ist für die ordnungsgemäße Vorberei¬
tung und Durchführung der Wahl verantwortlich.
Er beschließt Uber die Einzelhelten der Durchführung
der Wahl.

Er ist insbesondere zust:indij für
1. den Erlaß der Wahlbekanntmachung (§6)
2. die Aufstellung des Wählerverzeichnisses (§7)
3. die Vert<-11unp der zu vorpol>"n'i>'n Sitze auf die

einzelnen Wahlkreise (§ 1 Abs. 2-3)
4. die Zulassung der Wahlvorschlage (§§8 - 10)
5. die Feststellung des Wahlergebnisses (§15)

(5) Der Wahlvorstand kann zur Durchführung der Wahl, ins¬
besondere zu seiner Unterstützung bei der Stimmabgabe
und Stimmzählung, weitere Hochschulangehörige als Wahl¬
helfer heranziehen. Der Wahlvorstand kann sich bei der
Wahrnehmung .-.einer Aufgaben durch die HochschulVer¬
waltung unt crr.t iltzen lassen.

(6) Wer Mitglied des WahlVorstandes oder Wahlhelfer ist,
kann nicht zugleich Kandidat sein. Kandidiert ein Kit¬
glied des Wahlvorstandes, so erlischt seine Hitglied¬
schaft. Das Rektorat bestellt aus der entsprechenden

an der Wahl beteiligten Gruppe unverzüglich ein Er-
satzmltglled. KarAdlert ein Wahlhelfer, so erlischt
sein Amt.

(7) Beschlüsse des Wahlvorstandes werden mit einfacher
Mehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit entscheidet
die Stimme des Vorsitzenden.
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§ 6 Wahlbekanntmachung

(1) Der Wahlvorstand erläßt eine Wahlbekanntmachung, welche
von den Mitgliedern des Wahlvorstandes zu unterzeichnen
ist. Die Wahlbekanntmachung wird spätestens 28 Tage vor
dem Wahltermin in den amtlichen Mitteilungen de' Uni¬
versität-Gesamthochschule- Faderborn veröffentlicht.

(2) Die Wahlbekanntmachung muß enthalten

1. Ort und Tag ihres Erlasses,
2. Ort und Zeit der Auslegung des Wählerverzeichnisses

und der Wahlordnung,
3. die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Konvents

Insgesamt, sowie verteilt nach Gruppen und nach Wahl¬
kreisen,

U. die geltenden Wahlgrundsätze,
5. den Hinweis auf die Notwendigkeit der Eintragung in

das Wählerverzeichnis als Voraussetzung der Wahlbe¬
rechtigung und Wählbarkeit,
6. Frist und Form der Beanstandung des Wählerverzeich¬

nisses ,
7. die Frist für die Einreichung der Wahl vorschlage

mit dem Hinweis auf die dazu erforderlichen Angaben,
8. die Zahl der für die Wahlvorschlage erforderlichen

Unterschriften,
9. den Hinweis, daß ,-jeder Wahlberechtigte nur einen

Wahlvorschlag unterzeichnen darf,
10. die Orte, an denen die WahlVorschläge bekannt gege¬

ben werden,
11. Ort und Zeit der Wahlhandlung,
12. den Hinweis auf die Möglichkeit der Briefwahl und

die Frist für das Anfordern der erforderlichen Unter¬
lagen,

13. einen Hinweis auf die Bekanntmachung des Wahlergeb¬
nisses,

14. Frist und Form für die Anfechtung des Wahlergebnisses.

(3) Der Wahlvorstand hat eine Abschrift oder einen Abdruck
der Wahlbekanntmachung bis zum Abschluß der Stimmabgabe
in den Fachbereichen zum Aushang zu bringen.
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§ 7
^>

Wählerverzeichnis

(1) W.'ihlerverzelchnls ist getrennt nach Gruppen und
Wahlkreisen durch den Wahlvorstand zu erstellen. Jeder
Wahlberechtigte wird mit Namen und Vornamen und, sofern
Name und Vorname mehrerer Wahlberechtigter Ubereinstim¬
men, auch mit dem Geburtsdatum in das Verzeichnis aufge¬
nommen.

(2) Das Wühlerverzeichnis liegt 28 Tage vor dem Wahltermin
bis zum Schließen der Wahllokale an mehreren geeigneten
Stelion und in den Räumen den WahlVorstandes zusammen
mit der Wahlordnung zur Einsicht aus.

(3) Eine Eintragung in das Wählerverzeichnis wird nicht vor¬
genommen, wenn die Mitgliedschaft in der Universität-
Gesamthochschule-Paderborn erst nach Schließen des
Wählerverzeichnisses begründet wird.

(4) Das Wählerverzeichnis wird 2 Werktage vor dem Wahltermin
geschlossen. Bis zu diesem Zeltpunkt können Wahlberech¬
tigte gegen die Richtigkeit des Wählerverzeichnisses
schriftlich oder zu Protokoll des WahlVorstandes bei
dem Wahlvorstand Einspruch einlegen. Dieser entscheidet
spätestens bis zum ersten Wahltag Uber den Einspruch.

(5) Offenbare Unrichtigkelten im Wählerverzeichnis können
vom Wahlvorstand noch während der Stimmabgabe berichtigt
werden.

(6) Ändert sich die Zugehörigkeit eines Wahlberechtigten zu
einer Cruppe nnch Schließen des Wählerverzeichnisses,
übt er das Wahlrecht in der Gruppe aus, der er bisher
angehört*.
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§ 8 Wahlvorschläge

(1) WahlVorschläge sind spätestens am 17. Tag vor dem Wahl¬
termin bei dem Wahlvorstand einzureichen.

(2) Wahlvorschlüge können von mehreren Wahlberechtigten
gemeinsam (Listenverbindungen) und von Einzelpersonen
eingereicht werden. Der Wahlvorschlag einer Listenver¬
bindung muß mindestens zwei Bewerber enthalten: die
Reihenfolge der Bewerber innerhalb des WahlVorschlages
muß festgelegt sein.

(3) Der WahlVorschlag muß enthalten:

1. Die Bezeichnung der Wahl für die der Wahlvorschlag
gelten soll,
2. die Gruppe und den Wahlkreis, in der die Kandidatur
erfolgt,
3. die Bewerber in der Reihenfolge ihrer Kandidatur mit

a) Name, Vorname, Ceburtsdatum
b) Anschrift
c) Angabe Uber den Bereich der Hochschule (z.B. Fach

bereich) in dem der Bewerber tätig ist bzw. stu¬
diert.

4. Listenverbindungen sind mit einem Kennwort zu ver¬
sehen, unter dem die Kandidatur erfolgt,

5. die unwiderrufliche und unterschriebene Erklärung
eines Jeden Bewerbers, daß er der Aufnahme in den
WahlVorschlag zustimmt.

(4) Ein Kandidat darf nicht in mehrere Wahlvorschlage auf¬
genommen werden. Wird ein Kandidat in mehrere Wahlvor¬
schläge aufgenommen, gilt seine Kandidatur als nicht
erfolgt.

(5) Jeder WahlVorschlag ist für die Gruppe der Professoren
von mindestens 3. der Gruppe der wissenschaftlichen
Kitarbeiter von mindestens 5, der Gruppe der Studenten
von mindestens 10, der Gruppe der nichtwissenschaft-
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liehen Mitarbeiter von mindestens 5 wahlberechtigten
Mitgliedern der Gruppe und des Wahlkreises zu unter¬
zeichnen. Jeder Unterschrift ist gut leserlich Name und
Vorname des Unterzeichnenden beizufügen. Die unter¬
schriebene Erklärung g.om. Abs. 3 Ziff. 5 eilt als
Unterschrift Im rinne dieses Absatzes.

(6) Jeder Wahlberechtigte kann nur einen WahlVorschlag:
unterzeichnen. Unterzeichnet er mehr als einen Vorschlag
so gelten seine Unterschriften als nicht erfolgt.

(7) Jeder WahlVorschlag soll einen Vertrauensmann bezeich¬
nen, der Insbesondere zur Entgegennahme von Erklärungen
und Entscheidungen des Wahlvorstandes berechtigt ist.
Bei Fehlen dieser Angabe, gilt derjenige als berechtigt,
der an erster Stelle unterzeichnet hat. Der Vertrauens¬
mann soll dem Wahlvorstand eine Anschrift benennen, an
die der Wahlvorstand schriftliche Mitteilungen richten
kann.

§ 9 Prüfung der Wahlvorschlage

(1) Der Wahlvorstand vermerkt auf den eingegangenen Wahl¬
vorschlägen Tag und Uhrzelt des Eingangs. Er prüft die
eingegangenen WahlVorschläge auf ihre äußere Ordnungs¬
mäßigkeit und Vollständigkeit. Stellt er Mängel fest,
fordert er den Vertrauensmann(§ 8 Abs. 7) unverzüglich
auf, diese innerhalb einer vom Wahlvorstand zu setzenden
Frist zu beseitigen.
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(2) Spätestens am 16. Tag vor dem Wahltermin tritt der Wahl¬
vorstand zusammen,um Uber die Zulassung der Wahlvor¬
schlage und der Bewerber zu entscheiden. Wahlvorschlage,
die nicht fristgerecht eingereicht wurden oder den An¬
forderungen nach § 8 nicht genügen, sind nicht zuzu¬
lassen.

(3) Die Entscheidung des WahlVorstandes wird im Anschluß an
die Sitzung öffentlich bekanntgegeben. Der V.ahlvorstand
unterrichtet unverzüglich den Vertrauensmann der nicht
zugelassenen Wahlvorschläge unter Angabe der Gründe der
Nichtzulassung.

(4) Gegen die Nichtzulassung eines WahlVorschlages oder
eines Bewerbers kann innerhalb von zwei nichtvorlesungs-
freien Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung Einspruch
von Jedem Wahlberechtigten, der den Wahlvorschlag unter¬
zeichnet hat, sowie von dem nichtzugelassenen Bewerber
bei dem Wahlvorstand eingelegt werden. Dieser entschei¬
det über den Einspruch.

(5) Nach Ablauf der Frist, spätestens jedoch Ta<je vor
dem Wahltermin werden die Wahlvorschlage ohne die Namen
der Unterzeichner durch Anschlag oder in anderer ge¬
eigneter Weise durch den Wahlvorstand in der Hochschule
öffentlich bekanntgemacht.

§ 10 Wuhlbennchrichtigung

(1) Jeder Wahlberechtigte erhält eine Wahlbenachrichtigung,
aus der Ort und Zelt der Stimmabgabe hervorgeht.
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(2) Die Wahlbenachrichtigung enthält insbesondere
1. die Angaben Uber den Wahlberechtigten im Wählerver¬

zeichnis, die Gruppen-und die Wahlkreiszugehörigkeit;
2. das zu wählende Organ sowie Ort und Zelt der Wah^
3. einen Hinweis auf die Unterlagen, die bei der Wahl

mitzubringen sindj
k. einen Hinweis auf das Recht, Briefwahl zu beantragen.

§11 Stimmzettel, Wahlumschlag

(1) Der Wahlvorstand entscheidet Uber die Gestaltung des
Stimmzettels und des Wahlumschlages.

(2) Für jede Gruppe und jeden Wahlkreis ist ein besonderer
Stimmzettel herzustellen. Innerhalb einer Gruppe darf
der Stimmzettel sich nach Beschaffenheit und Farbe
nicht unterscheiden.

(3) Auf dem Stimmzettel werden die WahlVorschläge in der
Reihenfolge ihres Einganges beim Wahlvorstand aufge¬
führt. Innerhalb eines WahlVorschlages werden die Be¬
werber in der Reihenfolge aufgeführt, die sich aus dem
WahlVorschlag ergibt. Der Stimmzettel enthält den Hin¬
weis, daß nur ein Bewerber angekreuzt werden darf.

(4) Die Wahlumschläge mUßen fUr jede Gruppe von einheit¬
licher Größe und Farbe und undurchsichtig sein. Sie
sollen mit dem Dienstsiegel der Universität-Gesamt¬
hochschule-Paderborn versehen sein.
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§12 Stimmabgabe

(1) Die Stimmabgabe erfolgt nur persönlich. Wahlberech¬
tigte, die ohne fremde Hilfe hierzu nicht in der Lage
sind, dürfen sich der Hilfe einer Vertrauensperson be¬
dienen.

(2) Jeder Wahlberechtigte darf nur einen Bewerber ankreuzen.
Aus der Stimmabgabe hat der Wille des Wahlberechtigten
eindeutig hervorzugehen.

§ 13 Wahlhandlung

(1) Die Stimmabgabe erfolgt in einem Wahlraun), in dem eine
oder mehrere Wahlzellen aufgestellt sind, in denen jeder
seinen Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen und in den
Wahlumschlag legen kann.

(2) Während der Wahlhandlung hat Jedermann zum Wahlraum Zu¬
tritt, soweit dies ohne Störung des Wahlgeschäftes
möglich ist.

(3) Die Wahlaufsicht in den Wahlräumen wird vom Wahlvorstand
geregelt. Während der Öffnungszeit der Wahllokale müssen
in jedem Wahlraum mindestens 2 Mitglieder des Wahlvor¬
standes oder 1 Mitglied des WahlVorstandes und 1 Wahl¬
helfer oder 2 Wahlhelfer anwesend sein.

(4) Die Wahlumschläge, die der Wähler bei der Wahl abgibt,
werden in Wahlurnen gesammelt. Für jede Gruppe

werden besondere Wahlurnen aufgestellt. Sie
sind entsprechend zu kennzeichnen. Vor Beginn der Stimm¬
abgabe Uberzeugt sich der Wahlvorstand, daß die Wahlur¬
nen leer sind. Der Wahlvorstand verschließt die Wahlur¬
nen. Sie dürfen bis zun Schluß der Stimmabgabe nicht
mehr geöffnet werden.
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(5) Vor Einwurf dea Wahlumschlages in die Urnen ist festzu¬
stellen, ob der Wähler im Wählerverzeichnis eingetragen
ist. Der Wahlberechtigte hat seine Identität vor Ein¬
wurf des Wahlumschlages in die Urne durch Vorlage eines
amtlichen Dokuments nachzuweisen. Er soll die Wahlbe¬
nachrichtigung vorlegen. Die Stimmabgabe ist im Wähler¬
verzeichnis zu vermerken.

(6) Wird die Wahlhandlung unterbrochen oder wird das Wahl¬
ergebnis nicht unmittelbar nach Abschluß der Stimmab¬
gabe festgestellt, so hat der Wahlvorstand bzw. haben
von ihm bestellte Wahlhelfer die Wahlurnen für die
Zwischenzeit so zu verschließen, daß der Einwurf
oder die Entnahme von Stimmzetteln ohne Beschädi¬
gung des Verschlusses unmöglich ist.Vor der Wieder¬
eröffnung der Wahl oder Entnahme der Stimmzettel
zur Stimmzählung hat sich der Wahlvorstand bzw. ha¬
ben sich von ihm bestellte Wahlhelfer davon zu über¬
zeugen, daß der Verschluß unversehrt ist.

(7) Im Wahlraum ist eine Wahlwerbung unzulässig.

§ 14 Briefwahl

(1) Jeder Wahlberechtigte kann schriftlich wählen, wenn er
dies spätestens 8 Tage vor dem Wahltermin bei dem Wahl¬
vorstand beantragt. In diesem Fall hat der Wahlvorstand
auf Verlangen des Wählers einen Stimmzettel, einen Wahl¬
umschlag, einen Wahlschein mit der eidesstattlichen
Versicherung, daß der Wahlberechtigte den Wahlzettel
persönlich gekennzeichnet habe, sowie einen freigemach¬
ten Wahlbriefumschlag, der die Anschrift des Wahlvor¬
standes und als Absender den Namen und die Anschrift
des Wahlberechtigten trägt, auszuhändigen oder zu Uber¬
senden. Zusätzlich ist auf dem Wahlbriefumschlag die
Gruppenzugehörigkeit, die Nummer des Wählerverzeichnis¬
ses, unter der der Wähler als Wahlberechtigter einge¬
tragen ist, aufzuführen.
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Der Wahlvorstand vermerkt im Wählerverzeichnis den
Wahlberechtigten als Briefwähler. Die Stimmabgabe eines
Briefwählers in einem Wahllokal ist nur unter Abgabe
des Wahlscheins möglich.

Der Wähler kennzeichnet unbeobachtet persönlich seinen
Stimmzettel, legt ihn in den Wahluraschlag und ver¬
schließt ihn. Er unterschreibt die auf dem Wahlumschlag
befindliche eidesstattliche Versicherung unter Angabe
des Ortes und des Tages, steckt den verschlossenen
Wahlumschlag und den unterschriebenen Wahlschein in den
Wahlbriefumschlag, verschließt den W^hlbriefUmschlag
und übersendet diesen durch die Post an den Wahlvor¬
stand oder gibt ihn bei dem Wahlvorstand ab. Der Wahl¬
brief muß bis zum Ende der Wahlzeit beim Wahlvorstand
eingehen.

Der Wahlvorstand vermerkt auf dem eingegangenen Wahl¬
brief den Tag und den Eingang, am Wahltag: auch die Uhr¬
zeit. Er sammelt, die Wahlbriefe und hält sie unter Ver¬
schluß .

Der Wahlvorstand hat sicherzustellen, daß alle bei der
Poststelle der GH in Paderborn eingegangenen Wahlbriefe

durch einen Beauftragten gegen Vorlage eines ihm vom
Wahlvorstand ausgestellten Ausweises an Wahltag bis
zum Ablauf der Wahlzeit in Empfang genommen werden
können.

Verspätet eingegangene Wahlbriefe werden vom Wahlvor¬
stand entgegengenommen, mit dem Vermerk über den Ein¬
gang versehen und ungeöffnet verpackt. Das Paket wird
versiegelt und mit Inhaltsangabe versehen ungeöffnet
aufbewahrt, bis die Wahl unanfechtbar geworden ist.
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(7) Unmittelbar nach Abschluß der Stimmabgabe öffnet ein

Mitglied des WahlVorstandes die Wahlbriefe einzeln.
Anhand des Wahlscheines wird die Berechtigung zur Stimm¬
abgabe im Wählerverzeichnis überprüft. Ist der Name ge¬
funden, und gibt weder der Wahlschein noch der Wahl¬
umschlag zu Bedenken Anlaß, wird die Stimmabgabe in
dem Wählerverzeichnis durch Unterstreichen vermerkt
und der Wahlumschlag ungeöffnet in die betreffende
Wahlurne gelegt.

(8) Werden aus der Mitte des WahlVorstandes Bedenken gegen
die Gültigkeit der Stimmabgabe erhoben, entscheidet der
Wahlvorstand Uber die Zulassung oder Zurückweisung.

Ein Wahlbrief ist zurückzuweisen, wenn
1. der Wähler nicht im Wählerverzeichnis eingetragen

ist,
2. der Wahlbrief keinen gültigen mit der vorgeschrie¬

benen eidesstattlichen Erklärung versehenen Wahl¬
schein enthält,

3. der Stimmzettel nicht in einem Wahlumschlag ent¬
halten ist,

4. sowohl der Wahlbrief als auch der Wahlumschlag un¬
verschlossen sind.

(9) Die zurückgewiesenen Wahlbriefe sind in der Wahlnieder¬
schrift zu vermerken. Sie sind zu numerieren und auszu¬
sondern, mit dem Vermerk Uber die Zurückweisung zu ver¬
sehen und der Wahlniederschrift in einem versiegelten
Paket beizufügen.
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§ 15

Festellung des V.ahlergebnisses

(1) Ib Anschluß an den Wahltermin wird das Wahlergebnis
vom Wahlvorstand und den hierzu bestimmten Wahlhelfern
in öffentlicher Sitzung ermittelt.

(2) Für alle Gruppen und Wahlkreise Jeweils getrennt wird
festgestellt:

1. die Zahl der Wahlberechtigten,
2. die Zahl der abgegebenen Stimmen,
3. die Zahl der gültigen Stimmen,
4. die Zahl der ungültigen Stimmen,
5. das Verhältnis der abgegebenen gültigen

Stimmen zu der Zahl der Wahlberechtigten.

(3) Ist in einem Wahlkreis die gem. Abs. 2 Ziff. 5 fest¬
gestellte Wahlbeteiligung kleiner als das ren. § 2
£bs. 4 festgelegte Uuorum, so wird in den betreffenden
Wahlkreis keine weitere Ermittlung des Wahlergebnisses
durchgeführt, sondern das Nachwahlverfahren (§19)
eingeleitet.

Die Wahlumschläge werdeh der Wahlurne ungeöffnet ent¬
nommen und gezählt. Zugleich werden die im Wählerver¬
zeichnis vermerkten Stimmabgaben gezählt. Ergibt sich
nach mehrmaligem Zählen keine Übereinstimmung, ist dies
in der Wahlniederschrift zu vermerken. Danach werden
die Wahlumschläge nach Gruppen und Wahlkreisen getrennt
geöffnet. Stimmzettel die leer abgegeben wurden oder
Anlaß zu Bedenken geben, werden ausgesondert und von
einem Mitglied des Wahlvorstandes in Verwahrung genom¬
men. Anschließend entscheidet der Wahlvorstand Uber die
Gültigkeit der zuvor ausgesonderten Stimmzettel und
Wahlumschläge. Er vermerkt auf Jedem Zettel, ob dieser
flir gültig oder ungültig erklärt wurde und gibt das Er¬
gebnis darüber bekannt.

- 17 -
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(5) Für Jeden WahlVorschlag und Jeden Bewerber wird eine
Zählliste angelegt. Die Mitglieder des WahlvorStandes
und die herangezogenen Wahlhelfer zahlen die jeweils
auf den Stimmzetteln auf die einzelnen Wahlvorschläge
und Bewerber abgegebenen Stimmen und tragen sie so ge¬
trennt in die Zähllisten ein. Der Vorsitzende des Wahl¬
vorstandes hat fUr die gegenseitige Kontrolle bei der
Durchzählung der Stimmzettel zu sorgen. Die Zähllisten
sind durch den Wahlvorstand zu unterschreiben.

(6) Die auf jeden Wahlvorschlag entfallenden Sitze werden
nach dem d'Hondt'sehen Höchstzahlverfahren gemäß den
auf die einzelnen Wahlvorschläge entfallenen Stimmen
ermittelt. Innerhalb eines WahlvorSchlages werden nur
Bewerber berücksichtigt, auf die mindestens eine
Stimme entfallen ist. ist bei der Zuteilung der Sitze
im Höchstzahlverfahren die Bewerberliste eines Wahl¬
vorschlages erschöpft, so wird dieser bei der weiteren
Zuteilung Ubergangen. Ist bei zwei gleichen Höchst-
zahlen nur noch ein Sitz oder sind bei drei gleichen
Höchstzahlen nur noch zwei Sitze zu verteilen, so ent¬
scheidet der Wahlvorstand durch das Los.

(7) Innerhalb eines WahlVorschlages werden die Sitze ent¬
sprechend der Zahl der für jeden Bewerber abgegebenen
Stimmen verteilt. Bei Stimmengleichheit entscheidet die
Reihenfolge der Bewerber innerhalb des Wahlvorschlages.

- 18 -
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§ 16 Ungültige Stimmen

(1) Ungültig sind alle Stimmzettel, aus denen der Wille
des Wahlberechtigten nicht unzweifelhaft hervorgeht.
Dazu gehören insbesondere solche,

1. die nicht angekreuzt sind,
2. bei denen mehr als ein Bewerber angekreuzt ist,
3. deren Ankreuzung oder Kennzeichnung nicht zweifels¬

frei erkennen läßt, welche Vorschlagsliste bzw.
welcher Perscnenvorschlag gemeint ist.

(2) Stimmzettel, die zu mehreren in einem Wahlumschlag
oder nicht in einem Wahlumschlag sind, gelten als
ungültig; leere Wahlumschläge ebenfalls.

(3) Vermerke, Vorbehalte, Zusätze, Streichungen oder an¬
lagen machen den Stimmzettel dann ungültig, wenn der
Wähler mit ihnen über die zulässige Kennzeichnung der
Vorschlagsliste oder des Personenvorschlags hinaus
eine weitere Willensäußerung zum Ausdruck bringt.

§ 17

Bekanntgabe des Wahlergebnisses

(1) Zusammen mit dem Wahlergebnis ($ 15) sind die Namen der
gewählten Mitglieder unverzüglich in geeigneter Weise
hochschulöffentlich bekannt zu machen.

(2) Im Fall von § 15 Abs. 3 wird zusammen mit dem Wahl¬
ergebnis die Nachwahl gem. § 19 bekannt gemacht. § 6
findet entsprechende Anwendung.
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(?) Der Wahlvorstand benachrichtigt die gewählten Bewerber
und teilt ihnen das Ergebnis der Wahl schriftlich mit.

(M Der Minister für Wissenschaft und Forschung wird nach
Abschluß der WahlprUfung Uber das Ergebnis der Wahl
und die Zusammensetzung des Konvents unterrichtet.

§18 Wahlniederschrift

Uber die Wahlhandlung und das Wahlergebnis fertigt der
Wahlvorstand eine Wahlniederschrift an, die von den Mit¬
gliedern des Wahlvorstandes zu unterzeichnen ist. Die
Niederschrift muß enthalten

a) den Zeitpunkt der Öffnung des Wahlganges,
b) den Zeitpunkt der Schließung des Wahlganges,
c) besondere Vorfälle des Wahlganges
d) die in Jeder Gruppe und in Jedem Wahlkreis abgege¬

benen Stimmen,
e) die in jeder Gruppe und in Jedem Wahlkreis abgege¬

benen gültigen Stimmen,
f) die ungültigen Stimmen,
g) die fUr die Gültigkeit oder Ungültigkeit zweifel¬

hafter Stimmen maßgeblichen Gründe,
h) die Namen der gewählten Bewerber und die auf die

einzelnen Wahlvorschläge und Bewerber entfallenen
Stimmen.
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§ 19 Kachwahlverfahren

(1) Ist bei der Feststellung des .vahlergebnisses (§15)
in einem Wahlkreis das aiorum (£ 2 Abs. 4) nicht
erreicht worden, so wird in diesem spätestens
17 Tage nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses eine
Nachwahl auf der Grundlage des bestehenden Y.'ahler-
verzeichnisses und der zugelassenen Wahlvorschl'te
durchgeführt.

(2) Die Bestimmungen dieser Wahlordnun'- mit Ausnahme von
9 2 Abs. U finden entsprechende Anwendung.

§ 20 Wnhl pril für»»:

(1) Uber die Gill t lf.kelt der Wahlen entscheidet dris H*ktorat.

(2) Die Prüfung erfolgt nur auf Einspruch. Einspmchsberech-
tlgt ist jeder Wahlberechtigte. Der Einspruch ist
schriftlich bei dem Wahlvorstand einzureichen und zu be¬
gründen. Er muß binnen einer Woche nach Bekanntgabe des
Wahlergebnisses erfolgen. Er kann sich nur darauf be¬
gründen, daß

a) dos Wahlergebnis rechneriich unrichtig festgestellt
worden ist,

b) gültige Stimmen für ungültig und ungültige Stimmen
für gültig erklärt worden sind, deren Zahl das Er¬
gebnis der Wahl verändert,

c) Vorschriften der Wahlordnung bei der Durchführung der
Wahlen oder bei der Stimmauszählung verletzt worden
sind, die (Iiis Ergebnlr. der Wahl in der Cruppe des
Klnapruch.-.herechtigten beelnf] ussen.
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(3) Zur Vorbereitung der Entscheidung soll ein WahlprUfungs-
ausschuß gebildet werden, der vom Rektorat eingesetzt
wird. Der Ausschuß setzt sich aus je zwei Mitgliedern
der an der Wahl beteiligten Gruppen zusammen.

(4) Wird in dem Wahlprtifungsverfahren die Wahl einer Gruppe
ftlr ungültig erklärt, so ist sie in dem in der Entschei¬
dung bestimmten Umfang zu wiederholen.

(5) Bei der Wiederholung der Wahl oder von Teilen der Wahl
wird vorbehaltlich einer anderen Entscheidung der Wahl-
prllfungsstelle nach denselben WahlVorschlägen und auf¬
grund derselben Wählerverzeichnisse wie bei der für un¬
gültig erklärten Wahl gewählt.

§ 21 Einberufung

M) Das Rektorat beruft den Konvent zu seiner konstituieren¬
den Sitzung ein.

( 7.) Unter dem Vorsitz des Ältesten wählt der Konvent seinen
Vorsitzenden.
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§ 22

Ergänzung des Konvents

(1) Scheidet ein Mitglied aufgrund gesetzlicher üestimmun-
gen aus dem Konvent aus oder tritt es von seinem Amt
als Mitglied zurück, rückt an seine stelle der Be¬
werber mit der nächst höchsten Stimmenzahl des ent¬
sprechenden WahlVorschlages in der betreffenden Cruppe
und in dem betreffenden Wahlkreis nach.

(2) Enthält der entsprechende V.'ahlvorschlag keine weiteren
Bewerber, wird in dem betreffenden 'ahlkreis eine Er¬
gänzungswahl durchgeführt. Für die trränfzungswahl
finden die Bestimmungen dieser ' ahloränunsr entsv-recher,-
de Anwendung.

(3) Ändert sich die Gruppenzugehörigkeit eines Mitglieds
des Konvents, so verliert es sein Mandat. Ein Nach¬
folger wird nach Maßgabe der Abs. 1 und 2 bestimmt.

§ 23

Diese Wahlordnung tritt nach ihrer Genehmigung durch
den Minister für Wissenschaft und Forschung mit dem
Tage der Veröffentlichung in den amtlichen Mitteilungen
der Universität- Gesamthochschule- Paderborn inkraft.



Ausgefertigt aufgrund des Rektoratsbeschlusses vom
18. März 1983 sowie der Genehmigung des Ministers fü
Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-West
falen vom 2-5. Mai 1983, I B 1 - 1l**kA/440.

Paderborn, den 2t.Mai 1983

Der Gründungsrektor

(Prof. Dr. Friedrich Buttler)
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